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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 9. Juli 1971 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 369. Sitzung am 9. Juli 1971 be- 
schlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 23. Juni 1971 
verabschiedeten 


Vierzehnten Gesetz über die Anpassung der 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen sowie über die Anpassung der Geld- 
leistungen aus der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung 

(Vierzehntes Rentenanpassungsgesetz — 

14. RAG) 

— Drucksachen VI/2199, VI/2290 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Koschnick 


Bonn, den 9. Juli 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 25. Juni 1971 
mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Koschnick 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Vierzehnten Gesetz über die Anpassung der Renten 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen sowie über die 
Anpassung der Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfall- 
versicherung 

(Vierzehntes Rentenanpassungsgesetz — 14. RAG — ) 


1. a) Zu § 1 Abs. 1 

§ 1 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) In den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen werden aus Anlaß der Veränderungen 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage für die 
Jahre 1971 und 1972 die Versicherten- und 
Hinterbliebenenrenten aus Versicherungsfäl- 
len, die im Jahre 1971 oder früher eingetreten 
sind, für Bezugszeiten vom 1. Januar 1972 an 
nach Maßgabe der §§ 2 bis 8 angepaßt.'' 

b) Zu § 2 Abs. 1 

§ 2 Abs. 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Renten, die nach den §§ 1253 ff. der 
Reichsversicherungsordnung, §§ 30 ff. des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes oder §§ 53 ff. 
des Reichsknappschaftsgesetzes berechnet 
sind, sind so anzupassen, daß sich eine Rente 
ergibt, wie sie sich nach Anwendung von 
§ 1255 Abs. 1 letzter Halbsatz der Reichsver- 
sicherungsordnung, § 32 Abs. 1 letzter Halb- 
satz des Angestelltenversicherungsgesetzes 
und § 54 Abs. 1 letzter Halbsatz des Reichs- 
knappschaftsgesetzes sowie der Kürzungs- 
und Ruhensvorschriften ergeben würde, wenn 
die Rente ohne Änderung der übrigen Be- 
rechnüngsfaktoren unter Zugrundelegung 
einer allgemeinen Bemessungsgrundlage von 
1 1 488 Deutsche Mark in der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und Angestellten, 11 610 
Deutsche Mark in der knappschaftlidien Ren- 
tenversicherung und einer Beitragsbemes- 
sungsgrenze der knappschaftlichen Renten- 
versicherung von 28 800 Deutsche Mark für 
dieses Jahr berechnet werden würde; Ab- 
weichungen infolge Abrundungen sind zu- 
lässig. " 

c) Zu § 3 Abs. 1, 2 und 3 

aa) In § 3 Abs. 1 ist die Zahl „2,5618" durch 
die Zahl „2,6835" zu ersetzen. 

bb) § 3 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Artikel 2 § 34 des Arbeiterrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes und 


Artikel 2 § 33 des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes sind mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß an Stelle der 
in diesen Vorschriften genannten Werte 
die nachstehenden Werte zugrunde zu 
legen sind: 


Bei einer Ver- 
sicherungsdauer 
von . . . Jahren 

Versicher- 

tenrenten 

DM/Monat 

Witwen- 

und 

Witwer- 

renten 

DM/Monat 

50 und mehr 

1 436,00 

861,60 

49 

1 407,30 

844,40 

48 

1 378,60 

827,10 

47 

1 349,90 

809,90 

46 

1 321,20 

792,70 

45 

1 292,40 

775,40 

44 

1 263,70 

758,20 

43 

1 235,00 

741,00 

42 

1 206,30 

723,70 

41 

1 177,60 

706,50 

40 und weniger 

1 148,80 

689,30 

In § 3 Abs. 3 sind die Zahl 

„18 643,90" 

durch die Zahl 

„19 529,60" 

, die Zahl 


„440,20" durch die Zahl „460,90", die Zahl 
„1 208,80" durch die Zahl „1 265,70" und 
die Zahl „10 967" durch die Zahl „11 488" 
zu ersetzen. 

d) Zu § 4 Abs. 1 

§ 4 Abs. 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Die übrigen Renten sind so anzupas- 
sen, daß sich eine Rente ergibt, wie sie sich 
ergeben würde, wenn der nach § 5 zu ermit- 
telnde Anpassungsbetrag bei Versicherungs- 
fällen, die im Jahre 1970 oder früher einge- 
treten sind, mit 1,113 und bei Versicherungs- 
fällen, die im Jahre 1971 eingetreten sind, mit 
1,048 und der Leistungszuschlag der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung und der nach 
§ 75 Abs. 1 Satz 2 des Reichsknappschaftsge- 
gesetzes zu belassende Betrag mit 1,143 bei 
Versicherungsfällen, die im Jahre 1970 oder 
früher eingetreten sind, und mit 1,043 bei 
Versicherungsfällen, die im Jahre 1971 einge- 
treten sind, vervielfältigt und der Kinderzu- 
schuß für jedes Kind nach einer allgemeinen 
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Bemessungsgrundlage von 11 488 Deutsche 
Mark in der Rentenversicherung der Arbei- 
ter und Angestellten und von 11 610 Deutsche 
Mark in der knappschaftlichen Rentenversi- 
cherung berechnet werden würde; Abwei- 
chungen infolge Abrundungen sind zulässig." 

Begründung 

Die Rentenreform von 1957 hat die bruttolohnbe- 
zogene dynamische Rente eingeführt. Dadurch 
wurde in den zurückliegenden Jahren eine Teil- 
nahme der Rentner an der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung in etwa ermöglicht. 

Die Ziele der Reform werden aber für das Jahr 
1972 und in Zukunft nach den Vorausschätzun- 
gen der Bundesregierung wegen der inflationä- 
ren Preis- und Lohnentwicklung nicht mehr er- 
reicht. Dies liegt darin begründet, daß die Ren- 
tenanpassung mit dreijähriger Verzögerung er- 
folgt, die sich für die Bestandsrenten infolge der 
1958 unterlassenen Rentenanpassung noch um 
ein weiteres Jahr erhöht. Damit ist die Grund- 
sicherung für die Rentner in Zukunft in Frage 
gestellt. Das ergibt sich im einzelnen aus folgen- 
dem: 

1. Durch das 13. Rentenanpassungsgesetz 
(BGBl. I 1970 S. 1037) wurden die Renten um 
5,5 'Vo erhöht. Der Preisanstieg für den Rent- 
nerhaushalt wurde demgegenüber bereits im 
Mai 1971 mit 4,8'% ermittelt. 

2. Neuere Berechnungen haben ergeben, daß 
die Bestandsrente eines Versicherten nach 
40 Versicherungsjahren zur Zeit nur noch 
42,5 % des vergleichbaren Arbeitseinkom- 
mens des Erwerbstätigen erreicht. Demgegen- 
über waren als Grundsicherung bei der Ren- 
tenreform 1957 60 Vo des Arbeitseinkommens 
eines Erwerbstätigen vorgesehen worden; 
auch die Schätzungen der Bundesregierung 
liegen eindeutig unter diesem Wert. 

3. Ein Indiz für das Absinken der Rentenein- 
kommen ist auch der Anteil der Renten, die 
unter dem Sozialhilfeniveau liegen. Entgegen 
der Entwicklung in den rückliegenden Jahren 
ist dieser Anteil im Jahre 1971 stark gestie- 
gen. Bezogen auf die laufende Hilfe zum Le- 
bensunterhalt, die einem Ehepaar über 65 
Jahre im Bundesdurchschnitt ab 1, Juni 1971 
zusteht, wurde der Anteil der Renten für 


Männer, die unter dem 
liegen, wie folgt ermittelt: 

Sozialhilfeniveau 


1968 1971 

in V. H. 


ArV 

AnV ArV AnV 

Rente wegen 



Berufunfähigkeit . 

67 

49 86 65 

Erwerbsunfähig- 
keit bzw. Al- 
tersruhegeld . . 

32 

13 43 19 


Es besteht kein Zweifel, daß eine solche 
Entwicklung unerwünscht ist und daß das 
gesamte Soziale Sicherungssystem in Frage 
gestellt wird, wenn der Versicherte nach er- 
fülltem Arbeitsleben mit seinen auf eigener 
Vorsorge beruhenden Leistungen nicht ein- 

T 1 T C ol V» i 1 f n + 
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Es erscheint daher unerläßlich, das Renten- 
niveau sobald als möglich anzuheben. Das 
soll dadurch geschehen, daß ab 1, Januar 
1972 die 1958 unterlassene Rentenanpassung 
teilweise nachgeholt wird. Damit würde die 
vierjährige Verzögerung, mit der die Be- 
standsrenten zur Zeit der allgemeinen Lohn- 
entwicklung folgen, verkürzt und die Kluft 
zwischen alter und neuer Rente etwa zur 
Hälfte geschlossen. Statt um 6,3 '% wären die 
Renten, die vor dem Jahre 1971 zugegangen 
sind, ab 1. Januar 1972 um 11,3'% und die im 
Jahre 1971 zugegangenen Renten um 4,8'% 
zu erhöhen. 

Diese vorgeschlagene teilweise Nachholung 
der 1958 unterlassenen Rentenanpassung ist 
finanziell abgesichert. Die Mehraufwendun- 
gen für die gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen der Arbeiter und der Angestellten kön- 
nen aus deren Überschüssen — die die Bun- 
desregierung in ihrem Rentenanpassungsbe- 
richt 1971 ausgewiesen hat — finanziert wer- 
den. Die Mehraufwendungen für die knapp- 
schaftliche Rentenversicherung lassen sich 
größtenteils durch die Mittel decken, die im 
Finanzplan der Bundesregierung für diese 
Versicherung vorgesehen sind. 


2. Zu § 2 Abs. 1 und § 5 Abs. 1 

a) In § 2 Abs. 1 Satz 2 ist die Jahreszahl „1971" 
durch die Jahreszahl „1970" zu ersetzen; 

b) in § 5 Abs. 1 Satz 3 sind die Faktoren 
„0,9787" durch „0,9792" und „0,9545" durch 
„0,9565" zu ersetzen. 

Begründung 

Durch das Finanzänderungsgesetz vom 21. De- 
zember 1967 (BGBl. I S. 1259) wurden die Steige- 
rungssätze für Knappschaftsruhegelder und 
Knappschaftsrenten wegen Erwerbsunfähigkeit 
um 20 V. H., für Berufsunfähigkeitsrenten um 
10 V. H. herabgesetzt. 

Dieser Leistungsabbau ist nach den Vorschriften 
des Artikels 2 § 9 KnVNG und des § 71 Abs. 2 
RKG zusammen mit den jährlichen Rentenanpas- 
sungen stufenweise zu vollziehen und für den 
Rentenbestand bis zum 31. Dezember 1974 abzu- 
schließen. 

Im Entwurf des Vierzehnten Rentenanpassungs- 
gesetzes ist vorgesehen, den im Jahre 1969 be- 
gonnenen Abschmelzungsprozeß im Jahre 1972 
fortzusetzen. Dieses Vorhaben ist sozialpolitisch 
schwer zu vertreten, weil damit der gesetzgebe- 
rische Wille, auch die Knappschaftsrentner an 
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der wirtschaftlichen Entwicklung teilhaben zu 
lassen, nicht berücksichtigt wird. 

Bei den Beratungen zum Finanzänderungsgesetz 
1967 ging man davon aus, daß die Abschmelzung 
der Steigerungsbeträge zwar notwendig sei, aber 
so erfolgen solle, daß in den Lebensstandard der 
Rentner nicht fühlbar eingegriffen werde, ins- 
besondere sollten die Rentenbezieher auch in Zu- 
kunft am wirtschaftlichen Wachstum teilnehmen. 
Diese Rechtsstellung der Knappschaftsrentner ist 
jedenfalls dann nicht gewährleistet, wenn, wie es 
in den Jahren 1970 und 1971 geschehen ist und 
auch im Jahre 1972 geschehen soll, die jährlichen 
Anpassungssätze den Abschmelzungssatz von 
4 V. H., nur unwesentlich überschreiten. Beson- 
ders fühlbar werden die Folgen der bisherigen 
Verfahrensweise dann, wenn bei gleichzeitig ho- 
hen Steigerungsraten in der Lebenshaltung meh- 
rere Rentenanpassungen mit niedrigen Anpas- 
sungssätzen aufeinanderfolgen. Bei einer Erhö- 
hung des Rentenanpassungssatzes auf ll,3'°/o 
würde allerdings der Prozeß der Abschmelzung 
in ausreichender Weise ausgeglichen. 


Dementsprechend hat der Sozialbeirat in seinem 
Gutachten zum Rentenanpassungsgesetz 1972 
(BT-Drucksache VI/2040, Nummer 13) vorgeschla- 
gen, die Abschmelzung der Steigerungssätze im 
Jahre 1972 auszusetzen. 

Die Bundesregierung und der Ausschuß für Ar- 
beit und Sozialordnung des Deutschen Bundes- 
tages sind dieser Anregung wegen der damit 
verbundenen Erhöhung des Bundeszuschusses 
nicht gefolgt. 

Es ist richtig, daß eine Verzögerung im Ab- 
schmelzungsprozeß zu Mehrbelastungen des Bun- 
des führt. 

Die rein fiskalischen Überlegungen erscheinen 
jedoch nicht geeignet, das auch vom Sozialbei- 
rat aufgezeigte sozialpolitische Anliegen zu ent- 
kräften. 

Das mit dem vorliegenden Antrag verfolgte An- 
liegen könnte als gegenstandslos betrachtet wer- 
den, wenn im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
dem Antrag auf Erhöhung des Rentenanpas- 
sungssatzes auf ll,3'“/o Rechnung getragen 
würde. 
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